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VORGESCHICHTE 1957 scheitert der erste Versuch, den Bund zur Gesetzgebung über den 
Zivilschutz zu ermächtigen, im obligatorischen Referendum am ableh-
nenden Volksmehr (vgl. Vorlage 180). Der Bundesrat entschliesst sich 
hierauf, die Zivilschutzorganisation, die er weiterhin als unverzichtbar 
erachtet, vorläufig auf einen auf fünf Jahre befristeten Bundesbeschluss 
abzustützen, der dem fakultativen Referendum untersteht. Wohl weil die 
Dienstpflicht der Frauen im ersten Verfassungsentwurf viele Diskussio-
nen ausgelöst hat und für die Ablehnung mitverantwortlich ist, verzichtet 
der Bundesrat auf jegliche Verpflichtung der Frauen zum Zivilschutz.  

Das Parlament ist bezüglich des weiteren Vorgehens indessen anderer 
Ansicht als der Bundesrat und tritt auf dessen Beschlussentwurf vom 
April 1958 nicht ein. Die beiden Kammern der Bundesversammlung kön-
nen sich jedoch noch im selben Jahr auf einen neuen Verfassungsartikel 
einigen. Dieser erklärt den Zivilschutzdienst für Frauen für freiwillig und 
enthält im Übrigen materiell die gleichen Bestimmungen wie der erste 
Entwurf. 

GEGENSTAND Der neue Art. 22bis erklärt die Gesetzgebung über den «zivilen Schutz 
der Personen und Güter gegen die Auswirkungen von kriegerischen Er-
eignissen» zur Bundessache und überträgt den Vollzug an die Kantone. 
Der Bund kann die Schutzdienstpflicht der Männer auf dem Gesetzesweg 
einführen. Frauen können freiwillig Dienst leisten. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Gegen den Verfassungsartikel macht sich im Vorfeld der Abstimmung 
keine organisierte Opposition bemerkbar. Die grösseren Parteien be-
schliessen die Japarole. Sie bekräftigen die Notwendigkeit des Zivil-
schutzes für die Landesverteidigung. Ohne ihn sei die Armee ein Schwert 
ohne Schild, heisst es etwa seitens der FDP. Die SP argumentiert, mit dem 
Verzicht auf die Frauendienstpflicht sei die Vorlage annehmbar gewor-
den. 

ERGEBNIS Der Zivilschutzartikel wird bei einer tiefen Beteiligung von 42,9% klar an-
genommen. Alle Stände und 62,3% der Stimmenden sprechen sich dafür 
aus. Auch ist im Gegensatz zur ersten Zivilschutzvorlage kein Gefälle zwi-
schen der Deutschschweiz und der Westschweiz auszumachen. Die Ja-
stimmenanteile in den Kantonen reichen von knapp 55% (St.Gallen, So-
lothurn, Schwyz) bis rund 75% (Tessin, Genf, Obwalden, Graubünden). 
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